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Der Zwang der Wahrheit 
Zum Dezisionismusproblem bei Jürgen Habermas

Von Ekkehard M A R T E N S  (Münster i. W.)
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Ideologiekritik ist eine Variante des Skeptizismus: Die Auszeichnung von Hand­
lungsalternativen, sofern man sie einem Determinismus gegenüber verteidigen kann, 
durch die Prädikate „wahr" und „falsch“ verdecke einen Herrschaftsanspruch konkre­
ter Individuen oder Gruppen. Der behauptete argumentative Zwang der Wahrheit, 
der sich seit Parmenides und Platon in den Bestimmungen „Allgemeinheit“ und „Not­
wendigkeit“ ausdrückt, sei nichts anderes als ein Mittel, partikulare als allgemeine 
Interessen auszugeben. Dieses Legitimationsverfahren habe gegenüber einem offenen 
Machtzynismus den unbestreitbaren Vorteil der identitäts- und motivationssichernden 
Internalisierung -  Heteronomie unter dem Schein der Autonomie. Die Ideologiekritik 
führt die erkenntnistheoretisch-ontologische Position des Skeptizismus auf die Macht­
frage zurück: Wahrheit sei das Recht des Stärkeren im Umgang mit der Natur und im 
Umgang mit den Menschen. Entlarvung von Machtinteressen, oft ausgehend von der 
resignativen Erfahrung mit sich und anderen, muß konsequenterweise ihrerseits im 
bloßen Machtinteresse enden. Dieser Haltung kann man nicht den b lo ß  moralischen 
Vorwurf entgegensetzen, der Ideologiekritiker sei lediglich an seiner eigenen Macht 
und nicht an der Wahrheit interessiert. Denn diese tautologische Feststellung deckt sich 
mit seinem Selbstanspruch und verfällt zudem ihrerseits dem ideologiekritischen Ver­
dikt. Genauer geht es um die Unterscheidung, wenn auch nicht notwendig Trennung, 
von „Überleben“ und „gutem Leben“. Nicht die Wahrheitsmöglichkeit deskriptiver 
Sätze, die den Umgang der Menschen mit der Natur und ihren Umgang untereinander 
faktisch regeln, ist kontrovers, sondern die Wahrheitsmöglichkeit präskriptiver Sätze, 
die sich auf die dabei vorausgesetzten Kriterien beziehen. Wie läßt sich jedoch gegen­
über einer Position, die hierzu auf wissenschaftlich-technische und gesellschaftlich- 
politische Sachzwänge oder offen auf die ihnen zugrundeliegenden Machtzwänge ver­
weist, die das Wirkliche als das Vernünftige, Sein als Sollen ausgibt, der Übergang 
-  als Ort des Dezisionismusproblems — vom Sein zum Sollen rechtfertigen?

Kritische Theorie verstand sich bei Adorno und Horkheimer als n e g a t iv e  Dialektik. 
Komplementär hierzu stellt Habermas in seinen jüngsten Arbeiten das Programm 
einer, wie man sie ähnlich selbstwidersprüchlich nennen könnte, „ p o s i t iv e n “ Dialektik 
auf. Er versucht dabei die für eine Kritische Theorie der Gesellschaft zentralen Fragen 
zu beantworten, wie sich ihr eigener Wahrheitsanspruch bei ihrer Kritik „des Gan­
zen“, dessen Teil im herrschenden Sprach- und Denksystem sie auch selber ist, begrün­
den läßt und nach welchen (latenten) Kriterien sie die Unwahrheit bestehender Ver­
hältnisse bemißt. In seiner Antwort wiederholt Habermas die Figur der sokratischen 
Anamnesis gegenüber dem sophistischen „eristikos logos“ im „Menon“: wer nach der 
Wahrheit fragt, geht bereits von ihr aus, da er sonst nicht einmal seine Frage ver­
stünde; er hat sie aber noch nicht gefunden, da er sie sonst nicht mehr zu stellen
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brauchte. Gegenüber dem Schein der Unmittelbarkeit des Sach- und Machtzwangs ist 
der Zwang der Wahrheit jedoch nur in der Aufforderung zum reflexiven Vollzug zu 
vermitteln und nur im reflexiven Vollzug erfahrbar. Daraus ergibt sich die doppelte 
Schwierigkeit, wie man jemanden dazu bewegen kann, Sprache nicht nur als Instrument 
der Herrschaft, sondern zugleich der Wahrheit als Mündigkeit aller anzuerkennen, 
und wie die Bestimmungen der Wahrheitsmomente der Sprache generell und im einzel­
nen von den zugleich in ihr enthaltenen Täuschungsmomenten ohne unendlichen Re­
greß, dogmatische oder dezisionistische Setzung freigehalten werden können, abgesehen 
von der Frage nach der Vollständigkeit dieser Bestimmungen. Könnte nicht der An­
spruch auf Mündigkeit aller, zumal wenn er stellvertretend für alle von einigen arti­
kuliert wird, lediglich den Herrschaftsanspruch der Noch-nicht-Herrschenden bemän­
teln? Diese Möglichkeit halten Marx/Engels in der „Deutschen Ideologie“ sogar für 
die notwendige Durchgangsstufe zur Überwindung der Klassenherrschaft. Ist aber die 
dabei leitende Idee der Mündigkeit Ideologie? Der Hinweis auf ein empirisches Inter­
esse an Mündigkeit wäre lediglich eine Wiederholung des Streitpunktes, zudem empi­
risch falsifizierbar. Es kommt darauf an, ein unbedingtes Sollen -  Kantisch gesprochen : 
einen kategorischen, nicht hypothetischen Imperativ -  zu begründen, wenn man jeden­
falls Maßstäbe universaler Kritik gewinnen will. Kant hat diese Begründung in seiner 
praktischen Philosophie gewonnen. Habermas’ Programm läßt sich als eine Reformu- 
lierung der Kantischen Philosophie auf sprachkritischer Ebene verstehen: „Das Inter­
esse an Mündigkeit schwebt nicht bloß vor, es kann a priori eingesehen werden. Das, 
was uns aus Natur heraushebt, ist nämlich der einzige Sachverhalt, den wir seiner 
Natur nach kennen können: d ie  S p ra ch e . Mit ihrer Struktur ist Mündigkeit f ü r  u n s  
gesetzt. Mit dem ersten Satz ist die Intention eines allgemeinen und ungezwungenen 
Konsensus unmißverständlich ausgesprochen.“1 Sprachkritik als notwendige Form der 
Erkenntniskritik2 ist bei der unübersehbar historischen Relativierung von Sprachformen 
mit dem Münchhausen-Problem konfrontiert, wie sie sich selber aus der historischen 
Relativierung herausziehen, den Hegelschen Übergang vom erscheinenden zum ab­
soluten Wissen vollziehen kann. Wie in der sokratischen Anamnesis und im vergleich­
baren Gang der „Phänomenologie des Geistes“ darf man aber beide Seiten nicht von­
einander trennen, wohl unterscheiden. Absolutes Wissen darf nicht zur definitiven 
Menge von Einzelaussagen hypostasiert werden, sondern besteht im V o l lz u g  der Kritik 
an Formen des erscheinenden Wissens, die sich selber als absolut setzen, während die 
Kritik ihrerseits ihre Kriterien einer weiteren Prüfung nicht entzieht. D a ß  Kritik 
jedoch möglich ist, wenn sie auch keine absoluten Maßstäbe erforderlich macht, wie 
etwa die sokratischen, aporetischen Frühdialoge vorführen, ist Inhalt des absoluten 
Wissens als W iss e n  des Nichtwissens. Diese Behauptung steht ihrerseits zur Disposi­
tion, kann jedoch nur mit G r ü n d e n , also in Form von Kritik, widerlegt werden. Wer 
sich aber d a r a u f , d. h. nicht auf objekt-, sondern metasprachlicher (reflexiver) Ebene, 
einläßt, beweist durch seine Praxis, daß er die Wahrheit der angegriffenen These nicht 
leugnet. Ob darüberhinaus, wie Habermas behauptet, bereits „mit dem ersten Satz“ 
Intention auf Wahrheit gegeben ist, möchte ich im folgenden prüfen. Wenn seine 
Behauptung haltbar ist, wäre gegen einen Dezisionismus mit seiner prinzipiellen Mög­

1 J. Habermas, Erkenntnis und Interesse, in: ders., Technik und Wissenschaft als „Ideologie“ 
(Frankfurt a. M. 1968) 163 ( =  Frankfurter Antrittsvorlesung 1965).

2 Die sprachkritische Dimension von Philosophie ist bereits für Platon seit seinen Frühdialo­
gen eine Selbstverständlichkeit; vgl. z. B. Soph. 259 e. Vgl. auch C. F. von Weizsäcker, Über 
Sprachrelativismus, in: ders., Die Einheit der Natur (München 1971) 84-92.
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lichkeit zur Gewalt der a r g u m e n ta t iv e  Zwang der Wahrheit erwiesen. Ob auch ein 
p h y s isc h e r  Zwang der (besser: zur) Wahrheit und ein Zwang für den einzelnen ge­
geben ist, möchte ich anschließend untersuchen.

Der entscheidende Punkt in Habermas’ Argumentation in KK ist die Ergänzung der 
semantisch-syntaktischen Sprachebene durch die pragmatische. Im Anschluß an die 
Sprechakttheorie von Austin und Searle weist Habermas analog zu Chomskys Theorie 
der linguistischen Kompetenz einer „Theorie der kommunikativen Kompetenz“ oder 
„Universalpragmatik“ als Aufgabe „die Nachkonstruktion des Regelsystems, nach 
dem wir Situationen möglicher Rede überhaupt hervorbringen oder generieren“ (KK 
102), zu. Dieses Regelsystem impliziere eine „Lebensform“, deren empirische, auch nur 
annäherungsweise Realisierung aber nicht apriori gesichert sei und daher nur, aber 
immerhin, eine „praktische Hypothese“ zulasse: „Von ihr. . .  nimmt die kritische 
Theorie der Gesellschaft ihren Ausgang“ (KK 141). Damit spricht Habermas deutlich 
die Intention einer praktisch folgenreichen „p o s i t i v e n “ Dialektik aus, die er sprechakt­
theoretisch zu begründen versucht. Sätze und die in ihnen enthaltenen Wörter haben 
keine an-sich feststehende Bedeutung auf semantischer Ebene, auch keine an-sich fest­
stehende Beziehung untereinander auf syntaktischer Ebene mit einem zugrundeliegenden 
„linguistischen“ Regelsystem (Chomsky), sondern dieses wird seinerseits erst „durch 
sprachliche Akte hervorgebracht“ (KK 101). Der Satz: „Morgen komme ich.“ kann 
für sich genommen, oder genauer: für einen „normalen" Sprecher der deutschen 
Sprache, eine Ankündigung, ein Versprechen, eine Drohung u. a. se in ; dementsprechend 
haben die einzelnen W ö r te r  eine unterschiedliche Färbung: „ich“ und „kommen“ wird 
in einer Drohung anders als in einem Versprechen gemeint und aufgenommen werden, 
ähnlich enthält die Zeitangabe „morgen“ entweder ängstliche/freudige Erwartung oder 
Gleichgültigkeit. Der durch diese drei Wörter gebildete S a t z  beschreibt nicht lediglich 
einen eindeutig festgelegten Punkt in einem raum-zeitlichen physikalischen Koordi­
natensystem -  das bereits seinerseits auf einer vorgängigen Festlegung beruht —, sondern 
steht in einem Handlungszusammenhang mit als wechselseitig verstehbar unterstellten 
Sprecher-Hörer-Intentionen, die entweder averbal (Gestik, Mimik; „Der Ton macht 
die Musik“; Situation) oder verbal („Ich verspreche d i r . . . “; „Ich warne dich. . . “; 
„Hiermit teile ich Ihnen mit, daß . . . “) oder averbal u n d  verbal ausgedrückt und ver­
standen werden. Damit ist jedoch nicht nur die triviale Ko-/Kontext- und somit Inter­
pretationsabhängigkeit von Sätzen gemeint. Vielmehr , ist damit zweierlei gemeint: 
erstens eine Potenzierung des sprachkritischen Erkenntnisansatzes, insofern Sprache 
selber einer sprachlichen Sprecher-Hörer-Vermittlung bedarf; zweitens der Hand­
lungscharakter von Sprache, insofern man einen Akt vollzieht, 1. d a ß  man etwas sagt 
(phonetisch; semantisch-syntaktisch), 2. in d e m  man etwas sagt (z. B. droht, verspricht, 
informiert) und 3. d a d u rch , d a ß  man etwas sagt (wenn man z. B. sagt: „Ich verspreche 
dir . . . “ v o l l z i e h t  man unter bestimmten Bedingungen ein fo lg e m e id ie s  Versprechen)3.

3 Vgl. zu den drei Arten von Sprechakten J. L. Austin, Zur Theorie der Sprechakte (How to 
do things with Words). Deutsche Bearbeitung von Eike von Savigny (Stuttgart 1972) (engl. 
1962) 108-117. Das Beispiel des Versprechens analysiert J. R. Searle, Sprechakte. Ein sprach- 
philosophischer Essay (Frankfurt a. M. 1971) (engl. 1969) 88-96; 261-294 diskutiert er daran 
die „Anerkennung der Verpflichtungen und Festlegungen“ (294), gegen Humes Trennung von 
Sein und Sollen. Allerdings ist damit das eigentliche Problem der Legitimität von Legalität 
(Kant) noch nicht berührt (außer vielleicht 276, Anm. 9). Vgl. zur bisher vernachlässigten Quelle 
der Sprechakttheorie bei Ch. S. Peirce: E. Martens, C. S. Peirce on Speech Acts (Vortrag auf dem 
Internationalen Peirce-Kongreß, Amsterdam Juni 1976; im Erscheinen).
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Wichtig für unseren Zusammenhang ist die Frage, ob die Sprecher-Hörer-Vermittlung 
notwendig d ia lo g isc h  ist. Nach Habermas setzt schlechthin j e d e r  Satz „ d ia lo g konstitu­
ierende Universalien“ (KK 110) voraus, nicht nur, was eine Tautologie wäre, der Dia­
log. Die strittige ideologiekritische These besagt aber gerade, daß jeder Dialog mit der 
Behauptung intersubjektiv vermittelter Allgemeinheit in Wirklichkeit nichts anderes 
als monologische, partikulare Setzung der Allgemeinheit sei. Eine Mittelposition nimmt 
Wittgensteins Zuordnung der Sprach- und Lebensformen Monolog und Dialog auf 
verschiedene Sprachspiele ein, wie man aus § 19 seiner „Philosophischen Untersuchun­
gen“ herauslesen kann: „Man kann sich leicht eine Sprache vorstellen, die nur aus 
Befehlen und Meldungen in der Schlacht besteht. -  Oder eine Sprache, die nur aus 
Fragen besteht und einem Ausdruck der Bejahung und der Verneinung. Und unzählige 
Andere. -  Und eine Sprache vorstellen heißt, sich eine Lebensform vorstellen.“ Nach 
dieser Position wäre das emanzipatorische Programm der Kritischen Theorie, das 
Habermas zu begründen versucht, zwar nicht ausgeschlossen, aber gegenüber einem 
nicht-emanzipatorischen Programm beliebig. Beide wären nur pragmatisch durch ihre 
Folgen ausgezeichnet und könnten in der Tat wechselseitig Erfolge für sich verbuchen. 
Der Hinweis, daß in einer reibungslos funktionierenden Diktatur oder bei der milderen 
Variante einer technokratischen Systemtheorie die Subjekthaftigkeit und Autonomie 
der Betroffenen nicht „zum Zuge komme“, okkupiert wie beim b lo ß  moralischen Vor­
wurf den Streitpunkt als zu seinen Gunsten entschieden. Selbst wenn ferner durch die 
p r a k t i z i e r te  Argumentation über die beiden alternativen Sprachspiele die Überlegen­
heit des reflexiven Sprachspiels demonstriert würde, wäre noch nichts über die Über­
legenheit des reflexiven Moments auf objektsprachlicher Ebene ausgemacht. Schließlich 
gibt es auch „gute“ Herrscher und „schlechte“ Demokraten, wie Platon im VIII. Buch 
des „Staates“ analysiert. Eine radikale Umkehr der Habermasschen Position stellt fer­
ner Luhmanns Systemtheorie oder Gehlens Institutionenlehre dar, nach der gerade die 
Entlastung vom ständigen Entscheidungsdruck im autonom geführten Diskurs, zu dem 
sowieso nur wenige fähig seien, die wahre Entfaltungsmöglichkeit des menschlichen 
Individuums ermögliche4. Zu klären wären also mindestens folgende drei Fragen: 
1. Ist Sprach d ia lo  g ik  ein u n iv e r sa le s  Prinzip, auch unter dem Schein des Monologs? 
Setzt z. B. das Sprachspiel des „Abrichtens“ (vgl. „Phil. Untersuchungen“ § 2, 5-7, 
19-21) einen Dialog und somit wechselseitige Anerkennung der Mündigkeit der Part­
ner voraus? 2. Ist der Übergang von einer „transzendentalpragmatischen“ Dialogik zu 
einer faktischen Dialogik ein zwingendes Postulat? 3. Besteht für den einzelnen ein 
Zwang der (zur) Wahrheit? Ohne diese Unterscheidungen kommt es zu einem unent­
wirrbaren Durcheinander im Dezisionismusstreit. Auch Habermas trennt diese Ebenen

4 Vgl. zu A. Gehlens Position seine Bemerkung: „wenn man in Kontakt bleiben will, muß 
man die Diskussion auf Nebenfragen abschieben, Kommunikation entsteht da, wo sie am We­
sentlichen vorbeigeführt wird, und eben deswegen scheitert sie auch wieder“, in: Mensch und 
Institutionen (1960), aus: ders., Anthropologische Forschung (Reinbek bei Hamburg 1974) 
(41961) 75. Den Schutz von institutionalisierten (staatlichen) Konventionen kann nach Gehlen 
nur eine Elite entbehren (und für andere etablieren), wie er zu einem Gespräch mit Adorno 
(1965) betont: „Gehlen: . . .  Glauben Sie wirklich, daß man die Belastung mit Grundsatzpro­
blematik, mit Reflexionsaufwand, mit tief nachwirkenden Lebensirrtümern, die wir durch­
gemacht haben, weil wir versucht haben uns freizuschwimmen, daß man die allen Menschen 
zumuten sollte? Das würde ich ganz gern wissen. Adorno: Darauf kann ich nur ganz einfach 
sagen: Ja! . . .“ In: Anhang zu F. Grenz, Adornos Philosophie in Grundbegriffen (Frankfurt 
a. M. 1974) 250. Die von den Gesprächspartnern konstatierte Antithese versucht Habermas 
argumentativ zu entscheiden.
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nicht sauber, würde aber die beiden ersten Fragen bejahen, die dritte erst gar nicht 
stellen.

Bei der e rs te n  Frage ist unklar, ob Habermas in KK und in Wth seiner ursprüng­
lichen Absicht entsprechend die dialogische Tiefenstruktur je d e r  Rede (des „ersten 
Satzes“) oder lediglich des D ia lo g s  freizulegen beabsichtigt; ob er also einen argu­
mentativen Zwang zum Dialog oder lediglich als „schwächere Fassung der transzen­
dentalen1 Argumentation für Vernunft“, die auch Kambartel und Lorenzen gegen einen 
extremen Dezisionismus verteidigen5, einen argumentativen Zwang zur Anerkennung 
der Vernunftvoraussetzungen einer Dialogpraxis, und sei es gerade in Form einer 
argumentativen Leugnung der Dialogmöglichkeit, behauptet. Wer zeigen will, daß 
dialogische Verständigung ein kategorischer und nicht bloß hypothetischer Imperativ 
ist, muß in der Lage sein, die s tä r k e r e  Fassung des transzendentalen Vernunftarguments 
zu verteidigen. Daß Habermas an diesem Verteidigungsversprechen festhält, zeigt sein 
Vorwurf der „zirkulären Rechtfertigung“ des analogen Transsubjektivitätsprinzips bei 
den Konstruktivisten (Leg 150): die Entscheidung zwischen Rede und Gewalt werde 
durch die Entscheidung zwischen Rede und Gewalt „gerechtfertigt“. Eine „dezisio- 
nistische Restproblematik“ hält er auch Apels schwächerer Fassung des transzenden­
talen Vernunftarguments vor (Leg 152, Anm. 160): wer nicht rede, so Apel, mit dem 
könne man auch nicht über das Reden reden; wer aber rede, mit dem könne man, wie 
die Konstruktivisten, die Bedingungen von Rede rekonstruieren, und der könne sie 
„durch willentliche Bekräftigung akzeptieren“. Habermas’ eigene Argumentation zur 
Vermeidung einer „dezisionistischen Restproblematik“ ist jedoch ebenfalls zirkulär 
(Leg 153, Forts, der Anm. 160): 1. die Verweigerung von Diskursen könne nicht den 
Zusammenhang mit kommunikativem Handeln auflösen; 2. mit der unumgänglichen 
Teilnahme am „Sprachspiel der Alltagspraxis“ seien eo ipso bestimmte „Geltungs­
ansprüche naiv schon anerkannt“; 3. Geltungsansprüche aber seien „allein diskursiv 
einlösbar“. Das in 1. und 2. behauptete Faktum akzeptierter Geltungsansprüche sagt 
nichts über die A r t  des Akzeptierens aus, die rein machtbedingt sein kann und keines­
wegs, wie in 3. behauptet, „diskursiv“ sein muß. Habermas benutzt in 3. d a s  Argu­
ment, was es erst zu beweisen gilt. Auch in KK und in den Parallelstellen in Wth 
kann Habermas sein Verteidigungsversprechen nicht halten. Er müßte etwa, um den 
„ersten“ S a t z  der Sprache (nicht des F a k tu m s)  der Gewalt zu nehmen, die diskursive 
(dialogische) Tiefenstruktur des Satzes: „Halt, stehenbleiben oder ich schieße!“ nach- 
weisen können, nicht lediglich des Diskurses ü b e r  den Geltungsanspruch dieses Satzes. 
Nur letzteres gelingt ihm, wenn auch mit Einschränkungen. Von der anfangs skizzier­
ten ideologiekritischen Streitsituation her ist es aber notwendig, nicht nur einen vor­
geblichen Dialog als möglichen faktischen Monolog zu entlarven, sondern auch im 
Monolog den notwendigen transzendentalen Dialog nachzuweisen. Dies soll nach 
Habermas die Konsenstheorie der Wahrheit leisten, wie ich rekonstruieren möchte: Die 
ontologischen Wahrheitstheorien (vgl. KK 123 ff., Wth 230 ff.) einer Korrespondenz 
von Aussage und Wirklichkeit vernachlässigen die Vermittlungsproblematik oder redu­
zieren Vermittlung auf Privaterlebnisse (z. B. in der Evidenztheorie) und sind daher 
ideologieanfällig. Allerdings sollte man nicht, wie Habermas (vgl. die Übersicht in 
Wth 231; 247 f.), die Einseitigkeit dieser Theorien mit der komplementären Einseitig­
keit der von ihm im Anschluß an Kamlah/Lorenzens „Logische Propädeutik“ (116—

5 In: F. Kambartel (Hrsg.), Praktische Philosophie und konstruktive Wissenschaftstheorie 
(Frankfurt a. M. 1974) 10-13, 225-227, 232-233.
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149) entwickelten Konsenstheorie vertauschen. Vielmehr ist die Korrespondenz- und 
Evidenz- durch die Konsensbestimmung zu ergänzen, auf keinen Fall zu ersetzen, will 
man sich nicht einen subjektlosen Subjektivismus einhandeln. Denn erstens ist und 
bleibt ein Konsens immer ein Konsens ü b e r  e tw a s  (Korrespondenz)6 und zweitens 
muß das Vorliegen eines Konsenses für die Beteiligten e in le u c h te n d  sein (Evidenz) und 
bleibt zudem durch neue Argumente revidierbar, die vielleicht zunächst nur einem 
einzigen einleuchten. Behält man diese Verbindung im Auge, kann man sich detaillier­
ter auf die Vermittlungsebene des Konsenses einlassen. Subjektive, unrevidierbare In­
tuition (auch einer geschlossenen Gruppe) ist, wie Peirce am cartesianisdien Intro­
spektionsansatz kritisierte7, kein hinreichendes Erkenntniskriterium. B e h a u p te te  All­
gemeinheit muß in ihrem Geltungsbereich daher auch fa k tis c h  allgemein anerkannt 
werden können: daß etwas der Fall is t  oder sein s o ll . An dieser Stelle schränkt Haber­
mas sofort zu Recht ein: „Nun sind es faktisch immer nur einige Personen, an deren 
Zustimmung ich meine Behauptung kontrollieren kann“ (KK 124). Durch die not­
wendige Verschränkung von faktischem und idealem Konsens ist zunächst gegenüber 
den ontologischen Wahrheitstheorien die Gefahr der Willkür und Manipulation, be­
sonders im Hinblick auf präskriptive Sätze, nicht verringert. Allerdings ist diese Ge­
fahr p r in z ip ie l l ,  wenn auch nicht faktisch, durch den (kategorischen) Imperativ zum 
Diskurs beseitigt, wodurch der ideale Konsens nicht mit einem faktisch erreichbaren 
oder erreichten Zustand verwechselt werden kann, wie auch nicht im Hegelschen Re­
flexionsprozeß. Dies gilt es zu beachten, wenn Habermas in Abwehr einer anarchisti­
schen Diskurspraxis den Kreis der Diskurspartner, der faktisch sowieso notwendig nie 
koextensiv mit dem Kreis aller Betroffenen sein kann, durch das Kriterium der „Kom­
petenz“ einschränkt (KK 124), die er als „kommunikative Kompetenz“ zu entwickeln 
versucht. Während sich Kamlah/Lorenzen bei der Bestimmung von Kompetenz bzw. 
„Vernünftigkeit“ durch die Prädikate „aufgeschlossen“ sein und sich „nicht durch 
bloße Emotionen oder durch bloße Tradition bestimmen“ lassen selbstwidersprüchlich 
auf den Sprachgebrauch der Umgangssprache und der philosophischen Tradition be­
rufen (KK 130), will Habermas „das normative Fundament der Sprache“ zur Unter­
scheidung vernünftiger von bloß faktischer Rede erst freilegen (KK 131). Die von ver­
nünftigen Sprechern, die einen Diskurs führen (mit Hilfe der „Kommunikativa“, 
KK 111), beanspruchte Wahrheit von Aussagen („Konstativa“, KK l l l f . )  ist nicht 
ontologisierend durch „Sachverstand“ sichergestellt (KK 125), sondern durch die 
„Wahrhaftigkeit“ ihrer Äußerungen (KK 131; „Repräsentativa“ KK 112) als „Ver­
pflichtung, für die Konsequenzen einzustehen“ (KK 131, z. B. Versprechen halten, Be­
hauptungen verteidigen, Empfehlungen auch auf sich selber anwenden wollen). Ohne 
derartige „Ernsthaftigkeitsbedingungen“ ist keine „reziproke Verläßlichkeit“ der Ge­
sprächspartner möglich (KK 132). Da über wahrhaftige und nichtwahrhaftige Äuße­
rungen nicht durch wahre Aussagen, deren Kriterium erst gesucht wird, entschieden 
werden kann, soll sie durch „Richtigkeit von Handlungen“ in Bezug auf die Regeln 
der impliziten Verpflichtungen entschieden werden (KK 132 f., „Regulativa“, KK 
112). Hierbei kann es sich auf der Diskursebene wieder nur um eine notwendige 
Unterstellung, nicht um eine tatsächliche Überprüfung handeln. Die „Regelkompe­
tenz“ kann jedoch nicht durch ein externes Kriterium (ontologisch), sondern nur in

6 Den Zusammenhang von Korrespondenz und Konsens (mit Prüfung von Änderungsmög­
lichkeiten von „Gegebenem“) zeigt K. Lorenz, Der dialogische Wahrheitsbegriff, in: Neue Hefte 
für Philosophie 2/3 (1972) (Dialog als Methode) 111-123.

7 Ch. S. Peirce, Schriften I (ed. Apel) (Frankfurt a. M. 1967) bes. 157-282 (Artikelserie von 
1868-1871).
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einem Diskurs beurteilt werden (KK 134). Der schrittweise Rekurs von Theorie auf 
Praxis verweist notwendig auf die theoretische Ebene zurück. Ein Diskurs läßt sich 
weder durch Ontologie noch durch Praxis, sondern nur durch Diskurs entscheiden. Den 
Zirkel, der sich nur durch eine (unhaltbare) ontologische Wahrheitstheorie durch­
brechen ließe (KK 135), versucht Habermas als nicht vitiös zu erweisen: „(1) Tatsäch­
lich trauen wir uns ja jederzeit zu, einen wirklichen Konsensus von einem trügerischen 
zu unterscheiden: (2) sonst könnten wir den metakommunikativ immer schon akzep­
tierten Sinn von Rede nicht stillschweigend voraussetzen, (3) ohne den umgangssprach­
liche Kommunikation überhaupt nicht möglich wäre“ (KK 135 f.)8. Daraus folgt nach 
Habermas der notwendige Vorgriff auf den „kritischen Maßstab“ (KK 136) einer 
idealen Sprechsituation als idealer Lebensform (des „guten Lebens“) mit einer sym­
metrischen Verteilung der vier Sprechaktklassen, den „sprachtheoretischen Bestimmun­
gen für das, was wir herkömmlicherweise mit den Ideen der Wahrheit, der Freiheit 
und der Gerechtigkeit zu fassen suchen“ (KK 139). Diese Ideen von ihrem ideologi­
schen Schein befreien und Maßstäbe einer Kritischen Theorie zu entwickeln, war das 
Problem der „positiven“ Dialektik von Habermas. Der Ansatz zur Durchführung ist 
ihm nur zum Teil gelungen. Zweifellos haben die vier Diskurskriterien eine gewisse 
Plausibilität, die auch in Kambartels ähnlichen Bestimmungen wiederkehrt9, jedoch 
kann Habermas das Einteilungsprinzip, das die Klassifikation als nicht „willkürlich“ 
(KK 114) nachweisen soll, in der Zuordnung der „Ideen“ bzw. „Geltungsansprüche“ 
(Wth 219 ff.) zu den Sprechaktklassen nicht überzeugend darlegen. Eine eimeindeutige 
Zuordnung von „Verständlichkeit“ zu „Kommunikativa" (vgl. Wth 222) ist nicht 
haltbar, da sich a lle  Sprechakte durch Verständlichkeit auszeichnen müssen; ebenso 
muß a lle n  Sprechakten das Prädikat „wahr“ zukommen, nicht nur den „Konstativa". 
Ferner ist die „Richtigkeit“ von Normen bzw. deren Prüfung ( =  Gerechtigkeit?) und 
die „Wahrhaftigkeit“ von geäußerten Intentionen ( =  Freiheit?) nicht an bestimmten 
Sprechakten festzumachen. Inzwischen hat auch Habermas selber seinen Klassifizie­
rungsvorschlag präzisiert10. Ferner ist nicht nur die sprechakttheoretische Zuordnung, 
sondern auch die Vollständigkeit der Dialogkonstituentien wenig überzeugend. Es feh­
len z. B. „Gutwilligkeit“ und „Ausdauer“, einen Dialog aufzunehmen und durchzu­
führen (vgl. unten die dritte Frage), ebenso „Urteilskraft“ (vgl. oben zur Evidenz). 
Unsere Ausgangsfrage, ob es Habermas gegenüber einem (schwächeren oder stärkeren) 
Dezisionismus gelungen ist, einen argumentativen Zwang der Wahrheit (als Diskurs 
verstanden) in je d e r  Rede nachzuweisen, muß ebenfalls bezweifelt werden. Jedenfalls 
gelingt es ihm nicht mit seinem Syllogismus (vgl. die beiden zitierten Stellen Leg 153, 
Anm. 160 und KK 135 f.), dessen Zirkel durch die Mehrdeutigkeit von „akzeptieren“ 
verdeckt wird. Die vier fundamentalen Geltungsansprüche lassen sich nämlich, wie 
Kambartel zu Recht feststellt, „auch in einen nicht mit moralischer Emphase kommu­
nikativ zu nennenden Handlungszusammenhang stellen“11. Sie garantieren prima facie 
noch keinen p r a k tis c h e n  Diskurs, der durch Aufhebung von partikularen Interessen

8 Die Ziffern im Zitat habe idi hinzugefügt.
9 Nach F. Kambartel, a. a. O. 67 (s. Anm. 5) soll ein „Dialog rational heißen . . .  genau dann, 

wenn er unvoreingenommen, zwanglos und nicht persuasiv ist. Mit Termini der Frankfurter 
Sozialphilosophie könnte man in diesem Falle auch von einer unverzerrten Kommunikations­
situation oder idealen Sprechsituation reden“. Kambartels Bestimmungen sind bei Habermas 
zuzuordnen: Kommunikativa, Regulativa und Repräsentativa.

10 J. Habermas, Was heißt Universalpragmatik? In: K.-O. Apel (Hrsg.), Sprachpragmatik 
und Philosophie (Frankfurt a. M. 1976) 174-272.

11 F. Kambartel, a. a. O. 22 (s. Anm. 5).
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gekennzeichnet ist. So muß zwar z. B. der Sprecher des Satzes „Halt, stehenbleiben 
oder ich schieße!“ phonetisch und semantisch-syntaktisch v e r s tä n d l ic h  sprechen; er muß 
den W ä h rh e itsa n s p ru c h  erheben, daß Schießen in der spezifischen Situation technisch 
möglich ist; er muß in seiner geäußerten Absicht w a h r h a f t ig  sein, d. h. wirklich zu 
schießen bereit sein; schließlich muß er die Norm für r ic h tig  halten (als in seinem 
Interesse liegend), daß im Verweigerungsfall geschossen werden soll. Diese Geltungs­
ansprüche setzen sogar eine nicht-monologische Sprecher-Hörer-Situation voraus: der 
Befehlsakt „glückt“ nur dann, wenn der Sprecher beim Hörer ein V e rs te h e n  der im­
pliziten Geltungsansprüche voraussetzen kann, sein Gegenüber also als „vernünftiges“ 
Subjekt anerkennt. Keineswegs aber setzt der Befehlsakt ein g e m e in sa m e s  V e r s tä n d n is  
über die Geltungsansprüche voraus: es reicht, wenn der Hörer sie v e r s te h t .  Die not­
wendige Zustimmung zum kognitiven Gehalt im Sinne der Konsenstheorie bedeutet 
noch keinen symmetrischen praktischen Diskurs. Dennoch läßt sich die stärkere Fas­
sung des transzendentalen Vernunftarguments verteidigen. Verstehen setzt nämlich 
Verständigen voraus. Denn der Sprecher ist auf einen Hörer angewiesen, dessen „Ver­
nünftigkeit“ zwar zunächst nur im „Kapieren“ besteht, der aber einerseits bei Ver­
stehensschwierigkeiten selber Sprecher ist, wenn auch auf der Ebene der bloßen Nach­
frage, und somit die Autarkie des dominierenden Sprechers um eine weitere Stufe 
einschränkt, der andererseits das Glücken des Befehlsaktes dadurch verhindern kann, 
daß er ihn zwar versteht (er könnte sich jedoch „dumm stellen“ und den Sprechakt 
zum Preis der physischen Gewalt verhindern), aber in sg e sa m t nicht b i l l ig t .  Denn je d e r  
Sprechakt, auch der Befehl, setzt als minimale g e m e in sa m e  V e r s tä n d ig u n g sb a s is  die 
Intention eines Handelns durch Einsicht voraus, daß z. B. Stehenbleiben (und Ge­
fangenwerden) besser ist als Erschossenwerden. Die Hegelsche Herr-Knecht-Dialektik 
wird konkret sichtbar am Ehrgeiz des Tyrannen, seinen Gegner nicht nur physisch, 
sondern auch als denkende Person zu vernichten. Sprechen ist, um es allgemein zu 
formulieren, nicht nur ein zweckrationales, asymmetrisches Bewegungsmittel, sondern 
setzt die Selbstbewegung in der unabtrennbaren Zielreflexion auch  des Hörers voraus.

Habermas behauptet, um zu unserer z w e i t e n  Frage zu kommen, nicht nur einen 
kategorischen, sondern zusätzlich einen hypothetischen Imperativ zur diskursiven Ver­
nunft, den physisch notwendigen Übergang von einem (bloß) transzendentalen zum 
faktischen Diskurs: „Daß sich (aber) die Menschengattung in ihrer soziokulturellen 
Lebensform nur über die höchst unnatürliche Idee der "Wahrheit im Sinne der kontra­
faktisch immer schon unterstellten M ö g lic h k e i t  universaler Verständigung reprodu­
zieren kann, ist offensichtlich ein Faktum der Natur.“12 Beide Behauptungen müssen in 
der Tat zu g le ic h  aufgestellt werden: die Frage nach der Wahrheit (von Sollsätzen) 
entsteht erst in der Alternativsituation einer Interessenkollision. Wahrheit ist f ü r  u n s  
kein Selbstzweck, wenn sie auch a n  sich nicht hintergehbar ist. Dieselbe Doppelstruktur 
liegt in Platons Höhlengleichnis, Kants Friedensschrift und in Peirces „Die Festlegung 
einer Überzeugung“ vor -  Idealismus als Realismus13. Gegenüber einem Dezisionismus 
zur Vernunft als „moralische Entscheidung“ im Sinne Poppers14 und gegenüber einem 
dazu alternativen systemtheoretischen Funktionalismus im Sinne Luhmanns oder einer

12 J. Habermas, Nachwort (1973) zu: ders., Erkenntnis und Interesse (Frankfurt a. M. 1973) 
416.

13 Vgl. hierzu E. Martens, Einleitung zu: Texte der Philosophie des Pragmatismus (Stuttgart 
1975) 12-39.

14 K. R. Popper, Die offene Gesellschaft und ihre Feinde, Bd. II. Falsche Propheten. Hegel, 
Marx und die Folgen (Bern und München 1958) 296.
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pessimistischen Anthropologie der Gehlenschen Institutionenlehre macht Habermas in 
einer Transformierung des kategorischen Imperativs Kants den physischen Zwang zur 
diskursiven Wahrheitsfindung geltend. Dabei argumentiert er gegen Gehlen folgender­
maßen15: der auf der Stufe der Hochkultur erweiterte soziale Organisationsrahmen 
von Verwandtschafts-, Stammes- und Staatssystemen verlange mit zunehmender Uni- 
versalisierung parallel Internalisierung von Normen, da personale und system-neu­
trale äußere Instanzen immer weniger verhaltenssteuernd und -kontrollierend wirken 
können; die Hypostasierung des Kantschen Uber-Ichs im empirischen Ich sichere aber 
zwar Universalität gegenüber drohender individualistischer Relativierung und sichere 
zugleich Unabhängigkeit von externer Gewalt, schneide aber die „tatsächliche Kom­
munikation handelnder Subjekte" ab (was allerdings durch das Prinzip der „Publizi­
tät“ in Kants Friedensschrift widerlegt wird) und müsse durch „Vermittlung durch 
Diskurs, nämlich durch einen öffentlichen Prozeß der Willensbildung“ ersetzt werden16. 
Diese universalhistorische, eher spekulativ zu nennende Argumentation17 versucht 
Habermas eingedenk des Anspruchs der Kritischen Theorie auf konkrete Gegenwarts­
analyse im Hinblick auf die „Legitimationsprobleme im Spätkapitalismus“ ( =  Leg) 
zu präzisieren, in Fortsetzung seiner Arbeit an der g e se llsc h a ftlic h -p o litisc h e n  Kate­
gorie „Öffentlichkeit“18. Habermas unterscheidet „vier m ö g lic h e  Krisentendenzen“ des 
Spätkapitalismus (Leg 66 ff.), die sich stufenweise verschieben: die „ökonomische Krise“ 
(Ökologie, Rohstoffe, sinkende Profite, Rüstungswettlauf etc.) k ö n n e  bei steigendem 
administrativen Steuerungszwang zu einer „Rationalitätskrise“ führen, die -  ent­
gegen den Annahmen demokratischer Elitetheorien oder technokratischer Systemtheo­
rien -  durch mangelnde Massenloyalität (Wählerverhalten) gegenüber den notwendigen 
administrativen Maßnahmen wie Abschöpfung von Profiten und Einkommen mit dem 
entsprechenden Legitimationszwang der Prioritätenmuster in eine „Legitimationskrise“ 
münden könne, verschärft durch eine „Motivationskrise“, da sich als Folge des kapi­
talistischen Systems ein Widerspruch zwischen „privaten Zielen der Gewinnoptimie­
rung“ und „verallgemeinerungsfähigen Interessen der Bevölkerung“ herausgebildet 
habe (Leg 103). Der Widerspruch könne durch einen unsicher gewordenen kulturellen 
und religiösen Normenkosmos (Leistung, Askese, Dienen etc.) nicht länger verdeckt 
werden (Leg 106 ff.). Strenggenommen behauptet Habermas zwar keinen Zwang, aber 
doch eine empirisch belegbare hohe Wahrscheinlichkeit einer derartigen Krisenabfolge 
mit der Lösung durch den „allgemeinen praktischen Diskurs“ als Fdrm demokratischer 
Willensbildung. Gegenüber alternativen Lösungsvorschlägen (Elitetheorie, Systemtheo­
rie, Aktionismus) ist der h y p o th e tis c h e  Imperativ zur Vernunft empirisch im „Wettlauf 
der Systeme“ falsifizierbar (z. B. durch den Erfolg von Entwicklungsdiktaturen). Ver­

15 J. Habermas, Arnold Gehlen. NacHgeahmte Substantialität (1970), in: ders., Philosophisch- 
politische Profile (Frankfurt a. M. 1971) 200-221.

16 J. Habermas, a. a. O. 210 (s. Anm. 15).
17 Vgl. auch Habermas1 spekulative universalhistorische Konstruktion der Stufen eines dis­

kursiven moralischen Bewußtseins in: Notizen zum Begriff der Rollenkompetenz (1972), aus: 
ders., Kultur und Kritik (Frankfurt a. M. 1973) 195—235 (Habermas selber 208: „zunächst 
spekulativ hergestellte Zusammenhänge"). Eher ethnozentrisch (europäisch) wirkt auch in Leg 
29f. die Entwicklungslinie „institutionalisierter Teildiskurse“: antike Philosophie (=  re­
flexives praktisches Erkenntnisinteresse), moderne Wissenschaft (=  reflexives empirisch-analy­
tisches Erkenntnisinteresse) und „die Institutionalisierung allgemeiner praktischer Diskurse“ 
(=  explizit reflexives Erkenntnisinteresse).

18 J. Habermas, Strukturwandel der Öffentlichkeit. Untersuchungen zu einer Kategorie der 
bürgerlichen Gesellschaft (Neuwied u. Berlin e1974) (11962, Habilitationsschrift).
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nunft im Sinne der „alteuropäischen Menschenwürde“ (Leg 196) kann nur kategorisch 
gerechtfertigt werden.

Selbst wenn man jedoch einen argumentativen und (auch) physischen Zwang der 
Wahrheit (hier weitgehend synonym mit: Vernunft, Diskurs, Dialog, Transsubjektivi­
tät, Mündigkeit) zugäbe, wäre noch die anfangs gestellte d r i t te  Frage zu beantworten, 
ob für den e in z e ln e n  ein Zwang der Wahrheit besteht. Einen Dezisionismus bei den 
ersten beiden Fragen ablehnen impliziert nicht die Behauptung eines Zwangs bei dieser 
dritten Frage. Umgekehrt kann man aus der Verneinung des Zwangs kein Argument 
fü r  einen Dezisionismus ableiten, ohne auf die beiden ersten Fragen gesondert einzu­
gehen. Wenn daher Popper auf das Faktum verweist, „daß man die Annahme von 
Argumenten immer verweigern kann“19 oder wenn Uting gegen die „sokratisch- 
platonisch klingende Formel von der Lehrbarkeit der praktischen Vernunft" (bei 
Lorenzen)20 die Kantische Aussage verteidigt „Niemand ist obligirt ausser, durch seine 
Einstimmung“21, behandeln sie lediglich unsere d r i t t e  Frage. Ein ähnlicher Mangel an 
Unterscheidungen der Dezisionismusebenen läßt sich bei Habermas konstatieren. Denn 
wenn er sich über Apels These vom Akzeptieren des Wahrheitsprinzips durch nach­
trägliche „willentliche Bekräftigung“ als Stilisierung zum „existenziellen Akt“ mokiert 
(Leg 152, Anm. 160), übersieht er umgekehrt die dritte Frage. Denn auch wer eine vor­
gängige Dialogpraxis auf argumentativer Ebene oder wer auf faktischer Ebene die 
Abhängigkeit der Existenz einer Gemeinschaft von einer dialogischen Interessenver­
mittlung einsieht, kann weder argumentativ noch physisch gezwungen werden, auch 
mit seiner e ig e n e n  Person an einer konkreten Dialogpraxis teilzunehmen. Vielmehr 
bedarf es dazu vom einzelnen a m h  einer „moralischen Anstrengung“ (C. F. von Weiz­
säcker), von psychologischen und sozio-ökonomischen Determinanten abgesehen. In der 
Sprache der Philosophie des deutschen Idealismus ist das Kantische Diktum vom „Fak­
tum der Vernunft“ wörtlich als „Tathandlung“ (Fichte) zu verstehen22. Diese Tat­
handlung muß bei aller Einbindung des Individuums in ein transzendentales oder 
faktisch Allgemeines durch einen „existenziellen Akt“ vollzogen werden; der Protest 
Kierkegaards gegen die Mediatisierung des Individuums durch Formen des absoluten 
und objektiven Geistes ist berechtigt. Daher muß die Universalpragmatik in einer 
personalen Pragmatik, wie ich sie nennen möchte, „aufgehoben“ werden, nicht um­
gekehrt. Die Anerkennung des anderen als Person, die sich in der Forderung allgemei­
ner diskursiver Wahrheitsfindung ausdrückt, läßt sich zwar, wie ich meine, argumen­
tativ zwingend darlegen und als Überlebens-Postulat in einer bestimmten Situation 
plausibel machen, aber sie ist von jedem einzelnen in freier Entscheidung zu vollziehen. 
Von „dezisionistischer Restproblematik“ kann man hier nur dann reden, wenn man 
den „eigentümlichen zwanglosen Zwang“ der Wahrheit (ähnlich Habermas selber in 
KK 137) mißversteht.

19 K. R. Popper, a. a. O. 284 (s. Anm. 14).
20 K.-H. Ilting, Anerkennung. Zur Rechtfertigung praktischer Sätze, in: G.-G. Grau (Hrsg.), 

Probleme der Ethik, zur Diskussion gestellt (Freiburg/München 1972) 89. Allerdings wenden 
sich Sokrates und Platon gerade gegen eine sophistische (rein rationalistische) Lehr-Lern-Theorie 
mit der Formel der „Umkehrung der gesamten Seele“ (Staat VII, 518 c, 521 c); vgl. zum „sokra- 
tischen Tugendwissen“ auch F. Kaulbach, Ethik und Metaethik (Darmstadt 1974) 116.

21 Zit. bei K.-H. Ilting, a. a. O. 107 (s. Anm. 20).
22 Vgl. O. Schwemmer, Philosophie der Praxis (Frankfurt a. M. 1971) 193-206.


